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DGS geht an die Offentl ichkeit
\J

Die DGS hat anläßlich der routinemäßigen
Neuwahl des Vorstandes bei der Delegier-
tenversammlung 1987 am 9. Oktober 1987
ein Arbeitsprogramm zur lntensivierunE der
Nutzung erneuerbarer Energiequellen und
rationeller Energieverwendung beschlos-
sen.

Die wesentl ichsten Programmpunkte sind :
- Fortsetzung der 12jährigen Tätigkeit in der

Organisation von nationalen und internatio-
nalen Tagungen

- Verstärkung der Informationsarbeit auf
kommunaler Ebene

- Verstärkung der poli t ischen Einflußnahme
zur Schaffung eines Bund/Länderpro-
gramms für die Nutzung erneuerbarer Ener-
giequellen und rationeller Energieverwen-
oung.

Die DGS fordert:
Gleichstel lung der erneuerbaren Ener-
giequellen mit der Kohle- und Kernener-
g ie.

Begründung:

Die regenerative Energiequellen stel len mit
zunehmender Sicherheit unter Beweis, daß
eine Energ iezukunf t  ohne s ie  n icht  mögl ich
sein wird. Das bekannte Argument man-
gelnder Wirtschaft l ichkeit berücksichtigt
nicht die massiven direkten und indirekten
Subventionen für die Kohle- und Kernener-
gie und die damit verbundenen Wettbe-
werbsverzerrungen sowie die poli t ische An-
fäl l igkeit der Erdölpreise. Die erneuerbaren
Energiequellen brauchen eine zeit l ich be-
grenzte Starthi l fe und keine Dauersubven-
t ionen, um durch Kostensenkung marktgän-
g ig zu werden.

Die Bundesregierung möge ein Pro-
gramm zur Nutzung der erneuerbaren
Energ iequel len beschl ießen.

Begründung:

Es ist begrüßenswert, daß das BMFT die
diesbezüglichen Haushaltsansätze erhöht
hat. Aber das reicht nicht aus, denn auch

das Umweltministerium und das Wirt-
schaftsministerium sind gefordert, das be-
reits verfügbare Instrumentarium erheblich
zu verstärken und konkrete Ziele zu setzen.

Die vordergründigen Probleme l iegen
weniger in dem Entwicklungsstatus, son-
dern in den relativ hohen Kosten. In fast al-
len Teilbereichen ist eine drastische Kosten-
senkung nur durch Serienfabrikation zu er-
reichen, die wiederum nur aufgrund eines
entsprechenden Marktes anlaufen kann.
Solange dieser Markt nicht vorhanden ist,
muß er durch Zielsetzung der Regierung
glaubhaft gemacht werden.

Zum wirksamsten Instrumentarium qehö-
ren f inanziel le Anreize in Form von Su6ven-
t ionen und Steuerermäßigungen.

3. Erhöhung der Investit ionszulage für er-
neuerbare Energiequellen auf 30 o/o, zu-
züglich einer Landesförderung von 20o/o,
degressiv in 10 Jahren auslaufend.

Begründung:

Die DGS begrüßt und unterstützt die Init ia-
t ive des Landes Schleswig-Holstein im Bun-
desrat, die Investit ionszulage anheben zu
lassen. Bei gegenwärtig 50 % Förderung
sind die meisten Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energiequellen wettbewerbsfä-
h ig.  In fo lge der  Kostensenkung durch d ie
Produktionssteigerung auf der einen Seite
und der Verteuerung konventioneller Ener-
gie auf der anderen Seite wird ein freier
Wettbewerb in 10 Jahren möglich sein.

Die Nutzung der erneuerbaren Energie-
quellen ist wegen der Arbeitsintensität die-
ser Techniken teuer. Eine größere Anwen-
dung bedeutet somit die Schaffung neuer
Arbeitsplätze, vermehrt durch Exoorte in an-
dere Länder. Es zeichnet sich jedoch bereits
ab, daß der Weltmarkt von anderen Ländern
zunehmend besetzt wird, Japan und USA in
der Photovoltaik, Dänemark und Holland im
Wind, lsrael in Solarwärme.

Die absolute Höhe der öffentl ichen Mittel
ist f  ür diese Anlaufphase verschwindend ge-
r ing im Verg le ich zu den 10 Mrd.  DM für  d ie
Kohle und zudem zeit l ich beorenzt.
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